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Das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und Kultur hat mit Erlass vom 01.04.2011  
(Az.: 27.5-74534/03-07(1)) gemäß § 18 Abs. 7 und 13 NHG und § 7 Abs. 2 NHZG i.V.m. § 51 Abs. 3 NHG die folgende 
Gemeinsame Ordnung über den Zugang und die Zulassung für den konsekutiven Masterstudiengang Lehramt an Gym-
nasien an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover und der Hochschule für Musik und Theater Hannover ge-
nehmigt. Die Ordnung tritt für die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover am Tage nach der Bekanntmachung in 
ihrem Verkündungsblatt in Kraft. 
 
 

Gemeinsame Ordnung über den Zugang und die Zulasssung 
für den konsekutiven Masterstudiengang Lehramt an Gymnasien 

an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover 
und der Hochschule für Musik, Theater und Medien Hannover 

 
 

Folgende Fakultäten der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover 

- Fakultät für Mathematik und Physik  

- Naturwissenschaftliche Fakultät  

- Philosophische Fakultät  

und die Hochschule für Musik, Theater und Medien Hannover und Theater Hannover haben am 27.01.2011 
in der Lenkungsgruppe des Zentrums für Lehrerbildung diese Ordnung nach § 18 Abs. 8 und § 7 NHZG be-
schlossen. 

 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Diese Ordnung regelt den Zugang und die Zulassung für den Masterstudiengang Lehramt an Gymna-
sien. Die Fächerkombinationen richten sich nach der Anlage 1. 

(2) Die Zugangsvoraussetzungen sind in § 2 geregelt. 

(3) Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze zur Verfügung ste-
hen, werden die Studienplätze nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens vergeben 
(§ 4). Erfüllen weniger Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze zur Verfügung 
stehen, findet ein Auswahlverfahren nicht statt. 

 

§ 2 

Zugangsvoraussetzungen 

(1) Zugangsvoraussetzung ist, dass die Bewerberin oder der Bewerber 

a)  

- entweder an einer deutschen Hochschule oder an einer Hochschule, die einem der Bologna-
Signatarstaaten angehört, einen Bachelorabschluss oder diesem gleichwertigen Abschluss in den bei-
den Fächern oder in fachlich eng verwandten Fächern erworben hat, für die sich die Bewerberin oder 
die Bewerber bewirbt oder 

- an einer anderen ausländischen Hochschule einen gleichwertigen Abschluss in einem fachlich eng 
verwandten Studiengang erworben hat; die Gleichwertigkeit wird nach Maßgabe der Bewertungsvor-
schläge der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen beim Sekretariat der Kultusministerkonfe-
renz (www.anabin.de) festgestellt, 

sowie 

b) die besondere Eignung gemäß Absatz 2 nachweist. 

Die Entscheidung darüber, ob ein erworbener Abschluss dem geforderten Bachelorabschluss in zwei Fä-
chern gleichwertig ist bzw. die Fächer, in denen ein Bachelorabschluss oder ein diesem gleichwertiger Ab-
schluss erworben wurde, den Fächern, für die sich die Bewerberin oder der Bewerber bewirbt, fachlich eng 
verwandt sind, trifft der nach § 5 definierte Zulassungsausschuss.  

(2) Die besondere Eignung setzt voraus: 

a) einen qualifizierten Bachelorabschluss nach Maßgabe des Absatzes 3 sowie 
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b) den Nachweis von fachwissenschaftlichen Studien im Umfang von zusammen mindestens 120 Leis-
tungspunkten (ECTS) in den beiden Fächern im Rahmen des Masterstudiengangs Lehramt an Gymnasien 
für die sich die Bewerberin oder der Bewerber bewirbt sowie 

c) den Nachweis von fachdidaktischen Studien im Umfang von mindestens 10 Leistungspunkten in jedem 
Fach sowie 

d) den Nachweis von mindestens 10 Leistungspunkten (ECTS) im lehramtsbezogenen Professionalisie-
rungsbereich bzw. Bildungswissenschaften  

e) den Nachweis der Absolvierung eines Schulpraktikums sowie eines weiteren Praktikums (in einem Be-
trieb, einer sozialen Einrichtung, einem Sportverein u. a.) von jeweils mindestens vier Wochen sowie 

f) den Nachweis von Sprachanforderungen gemäß Anlage 2. 

Können Bewerberinnen und Bewerber den Nachweis der besonderen Eignung nach § 2 Abs. 2 Buchst. b bis 
e nicht in vollem Maße erbringen, da ihr Bachelorstudium eine andere Studienstruktur vorgesehen hat, ent-
scheidet der Zulassungsausschuss im Einzelfall über eine Zulassung unter Auflagen, die innerhalb von zwei 
Semestern zu erfüllen sind. Über Ausnahmen entscheidet der Zulassungsausschuss. 

(3) Der qualifizierte Bachelorabschluss setzt voraus, dass das vorangegangene Studium mit mindestens der 
Note 2,5 abgeschlossen wurde. Wenn der Studienabschluss zum Bewerbungszeitpunkt noch nicht vorliegt, 
ist abweichend von Satz 1 erforderlich, dass bereits 83% der der insgesamt erforderlichen Leistungen erfolg-
reich erbracht wurden (d.h. mindestens 150 Leistungspunkte vorliegen) und die aus den erbrachten Prü-
fungsleistungen ermittelte Durchschnittsnote mindestens 2,5 beträgt. Die so ermittelte Durchschnittsnote 
wird auch im Auswahlverfahren nach § 4 Abs. 3 berücksichtigt, unabhängig davon, ob das Ergebnis der Ba-
chelorprüfung hiervon abweicht. Bei positiver Auswahlentscheidung erfolgt in diesem Fall eine bedingte Im-
matrikulation für den Masterstudiengang Lehramt an Gymnasien unter der Auflage, den Bachelorabschluss 
bis zum Rückmeldezeitraum des ersten Fachsemesters des Masterstudiengangs Lehramt an Gymnasien 
nachzuweisen. Andernfalls erlischt die bedingte Immatrikulation für diesen Studiengang. 

(4) Abweichend von Abs. 2 Buchst. a) ist die besondere Eignung auch gegeben, wenn das vorangegangene 
Studium mit der Note 2,6 bis 3,5 abgeschlossen wurde bzw. eine entsprechende Durchschnittsnote nach 
Abs. 3 Satz 2 vorliegt und zusätzlich durch folgende Punktzahlen gem. Abs. 5 folgende Notenverbesserun-
gen erreicht werden: 

bei der Note 2,6    3 Punkte Notenverbesserung um 0,1 
bei der Note 2,7   4 Punkte Notenverbesserung um 0,2 
bei der Note 2,8   5 Punkte Notenverbesserung um 0,3 
bei der Note 2,9   6 Punkte Notenverbesserung um 0,4 
bei der Note 3,0   7 Punkte Notenverbesserung um 0,5 
bei der Note 3,1   8 Punkte Notenverbesserung um 0,6 
bei der Note 3,2   9 Punkte  Notenverbesserung um 0,7 
bei der Note 3,3 10 Punkte Notenverbesserung um 0,8 
bei der Note 3,4 11 Punkte Notenverbesserung um 0,9 
bei der Note 3,5 12 Punkte Notenverbesserung um 1,0 

(5) die Punktzahlen gem. Abs. 4 ergeben sich aus der Summe der Punkte für folgende Bereiche 

a) Für das notenbeste lehramtsbezogene fachliche Didaktikmodul des vorangegangenen Studiums werden 
folgende Punkte vergeben: 

Note 1,0 – 1,5   6 Punkte 
Note 1,6 – 2,0  5 Punkte 
Note 2,1 – 2,5  4 Punkte 
Note 2,6 – 3,0  3 Punkte 

b) Für das notenbeste lehramtsbezogene bildungswissenschaftliche Modul des vorangegangenen Studiums 
werden die Punkte analog gem. Buchstabe a) zusätzlich vergeben. 

Die Note kann bis maximal zur Note 2,5 verbessert werden und wird auf der Rangliste nach § 4 nachrangig 
zu den Bewerberinnen und Bewerbern berücksichtigt, die ohne das Verfahren der Notenverbesserung die 
Note 2,5 erreicht haben. 

(6) Bewerberinnen und Bewerber, die weder eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung aufweisen noch 
ihren Bachelorabschluss an einer deutschen Hochschule erworben haben, müssen darüber hinaus über 



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 20.04.2011  7/2011 

 

 
Seite 4 

ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen. Der Nachweis hierüber wird geführt durch die 
Vorlage des TestsDaF mit mindestens Niveaustufe 4 in allen Prüfungsteilen oder durch eine DSH-Prüfung 
mit der Niveaustufe 2. 

§ 3 

Studienbeginn und Bewerbungsfrist 

(1) Der Masterstudiengang Lehramt an Gymnasien beginnt zum Wintersemester. Die schriftliche Bewerbung 
muss mit den gemäß Absatz 2 erforderlichen Bewerbungsunterlagen bis zum 15. Juli eines Jahres bei der 
Hochschule eingegangen sein. Die Bewerbung gilt nur für die Vergabe der Studienplätze des betreffenden 
Bewerbungstermins. 

(2) Der Bewerbung sind - bei Zeugnissen und Nachweisen in beglaubigter Kopie - folgende Unterlagen bei-
zufügen: 

a) das Abschlusszeugnis des Bachelorstudiengangs oder - wenn dieses noch nicht vorliegt - eine Beschei-
nigung nach § 2 Abs. 3 über die erbrachten Leistungen, die Leistungspunkte und über die Durchschnitts-
note, 

b) ein Lebenslauf, 

c) Nachweise nach § 2 Abs. 2 b) bis f) und ggf. § 2 Abs. 4. 

(3) Bewerbungen, die nicht vollständig, form- oder fristgerecht eingehen, sind vom weiteren Verfahren aus-
geschlossen. 

 

§ 4 

Zulassungsverfahren 

(1) Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Studienplätze, zur Verfü-
gung stehen werden die Studienplätze nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens ver-
geben. 

(2) Es werden folgende Gruppen gebildet, in denen die Auswahl erfolgt: 

 Gruppe 1: Fach Mathematik 

 Gruppe 2: Fach Deutsch 

 Gruppe 3: Fach Englisch 

 Gruppe 4: Fach Chemie 

Gruppe 5: Fach Physik 

Gruppe 6: Fach Biologie 

Gruppe 7: Fach Musik 

Die Zuordnung der Bewerberinnen und Bewerber zu den Gruppen richtet sich nach den in der Bewerbung 
gewählten Fächern. Bewerberinnen und Bewerber, die nach ihrer Bewerbung zwei Gruppen zuzuordnen 
sind, werden in beide Zulassungsverfahren einbezogen. 

(3) Die Auswahlentscheidung erfolgt innerhalb jeder Gruppe nach einer eigenen Rangliste. Maßgebend für 
die Rangfolge auf der jeweiligen Liste ist die Abschluss- bzw. Durchschnittsnote des vorangegangenen Stu-
diums nach § 2 Abs. 3. Besteht zwischen einzelnen Bewerberinnen und/oder Bewerbern Ranggleichheit, 
entscheidet das Los.  

(4) Die Zulassung in einer Gruppe gilt zugleich als Zulassung für das in der Bewerbung gewählte zweite 
Fach. 

(5) Im Übrigen bleiben die Bestimmungen der Immatrikulationsordnung der Leibniz Universität Hannover 
unberührt. Die Einschreibung der Bewerberinnen und Bewerber, die nach § 2 Abs. 3 Satz 2 als besonders 
geeignet gelten, ist bis zum Nachweis über die erfolgreiche Beendigung des Bachelorstudiums auflösend 
bedingt. 



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 20.04.2011  7/2011 

 

 
Seite 5 

§ 5 

Zulassungsausschuss für den Masterstudiengang Lehramt an Gymnasien 

(1) Die Fakultät für Mathematik und Physik, die Naturwissenschaftliche Fakultät, die Philosophische Fakul-
tät, die Zentrale Einrichtung Biologie und die Hochschule für Musik, Theater und Medien Hannover und The-
ater bilden einen Zulassungsausschuss für den Masterstudiengang Lehramt an Gymnasien. 

(2) Dem Zulassungsausschuss gehören fünf stimmberechtigte Mitglieder aus den genannten Fakultäten 
bzw. Hochschulen an, die der Hochschullehrer- oder der Mitarbeitergruppe angehören müssen, und ein Mit-
glied der Studierendengruppe mit beratender Stimme. Mindestens drei Mitglieder müssen der Hochschulleh-
rergruppe angehören, ein Mitglied muss der Hochschule für Musik, Theater und Medien Hannover und The-
ater angehören. Die Mitglieder werden durch den Fakultätsrat der jeweiligen Fakultät bzw. die entsprechen-
den Gremien eingesetzt. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt zwei Jahre, die des studentischen Mitglieds ein 
Jahr, Wiederbestellung ist möglich. Der Zulassungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens drei 
stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. 

(3) Die Aufgaben des Zulassungsausschusses sind: 

a) Prüfung der eingehenden Zulassungsanträge auf formale Richtigkeit 

b) Prüfung der Zugangsvoraussetzungen 

c) Entscheidung über die Zulassung oder die Ablehnung der Bewerberinnen und Bewerber einschließlich 
Erteilung mit der Zulassung verbundener Auflagen gemäß § 2 Abs .1 b). 

 

§ 6 

Bescheiderteilung, Nachrückverfahren, Abschluss der Verfahren 

(1) Bewerberinnen und Bewerber, die zugelassen werden können, erhalten von der Leibniz Universität Han-
nover einen schriftlichen Zulassungsbescheid. In diesem wird eine Frist festgelegt, innerhalb derer die Be-
werberin oder der Bewerber schriftlich zu erklären hat, ob sie oder er den Studienplatz annimmt. Liegt diese 
Erklärung nicht frist- und formgerecht vor, wird der Zulassungsbescheid unwirksam. Auf diese Rechtsfolge 
ist im Zulassungsbescheid hinzuweisen. 

(2) Bewerberinnen und Bewerber, die nicht zugelassen werden können, erhalten einen Ablehnungsbe-
scheid, in dem der erreichte Rangplatz und der Rangplatz der zuletzt zugelassenen Bewerberin oder des 
zuletzt zugelassenen Bewerbers aufgeführt sind. Der Ablehnungsbescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen. Er enthält gleichzeitig die Aufforderung, innerhalb einer bestimmten Frist schriftlich zu 
erklären, ob der Zulassungsantrag für ein Nachrückverfahren aufrechterhalten wird. Legt die Bewerberin 
oder der Bewerber diese Erklärung nicht frist- oder formgerecht vor, so ist sie oder er vom Nachrückverfah-
ren ausgeschlossen. Auf diese Rechtsfolge ist hinzuweisen. 

(3) Das Nachrückverfahren wird anhand der Rangliste nach § 4 Abs. 3 durchgeführt. 

(4) Die Zulassungsverfahren werden spätestens zwei Wochen nach Vorlesungsbeginn abgeschlossen. Da-
nach noch verfügbare Studienplätze werden auf formlosen Antrag durch Los vergeben. Der Bewerbungs-
zeitraum hierfür beginnt zwei Wochen vor dem Vorlesungsbeginn und endet mit dem Abschluss des Verfah-
rens. 

 

§ 7 

Zulassung für höhere Fachsemester 

(1) Die freien Studienplätze in einem höheren zulassungsbeschränkten Semester werden in nachstehender 
Reihenfolge an die Bewerberinnen und Bewerber vergeben, 

a) die im gleichen oder einem vergleichbaren Studiengang 

aa) an einer anderen deutschen Hochschule eingeschrieben sind oder waren, 
bb) mit deutscher Staatsangehörigkeit oder zulassungsrechtlich deutschen Staatsangehörigen gleich- 
      gestellt an einer ausländischen Hochschule eingeschrieben sind oder waren, 

b) für die eine Ablehnung der Zulassung aus Gründen, die in ihrer Person liegen, eine besondere Härte be-
deuten würde, 

c) die sonstige Gründe geltend machen. 
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(2) Innerhalb jeder der drei Fallgruppen des Absatzes 1 entscheidet über die Zulassung das Ergebnis der 
Bachelorprüfung oder einer zu dieser äquivalenten Prüfung bei gleichem Ergebnis die für die Ortswahl maß-
gebenden sozialen, insbesondere familiären und wirtschaftlichen Gründe und bei dann noch gleichartigen 
Fällen letztlich das Los. 

 

§ 8 

In-Kraft-Treten 

Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
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Anlage 1  

 

Fächerkombinationen für den Masterstudiengang Lehramt an Gymnasien an der Universität Hanno-
ver und der Hochschule für Musik, Theater und Medien Hannover (entsprechend geltender Verord-
nung über Masterabschlüsse für Lehrämter in Niedersachsen (Nds. MasterVO-Lehr) 

 

Biologie: mit Chemie, Deutsch, Englisch, Mathematik, Musik, Physik. 

Chemie: mit Biologie, Deutsch, Englisch, Mathematik, Musik, Physik. 

Darstellendes Spiel: mit Deutsch, Englisch, Musik, Physik*. 

Deutsch: mit Biologie, Chemie, Darstellendes Spiel, Englisch, Evangelische Religion, 
Katholische Religion, Geschichte, Geographie, Mathematik, Musik, Philosophie, 
Physik, Politik-Wirtschaft, Werte und Normen, Sport.  

Englisch: mit Biologie, Chemie, Darstellendes Spiel, Deutsch, Evangelische Religion, 
Katholische Religion, Geschichte, Geographie, Mathematik, Musik, Philosophie, 
Physik, Politik-Wirtschaft, Werte und Normen, Sport. 

Evangelische Religion: mit Deutsch, Englisch, Mathematik, Musik, Physik*. 

Geographie:  mit Deutsch, Englisch, Mathematik, Musik, Physik*. 

Geschichte:  mit Deutsch, Englisch, Mathematik, Musik, Physik*. 

Katholische Religion:  mit Deutsch, Englisch, Mathematik, Musik, Physik*. 

Mathematik: mit Biologie, Chemie, Deutsch, Englisch, Evangelische Religion, Katholische 
Religion, Geschichte, Geographie, Musik, Philosophie, Physik, Politik-
Wirtschaft, Werte und Normen, Sport. 

Musik: mit Biologie, Chemie, Darstellendes Spiel, Deutsch, Englisch, Evangelische 
Religion, Katholische Religion, Geschichte, Geographie, Mathematik, Philoso-
phie, Physik, Politik-Wirtschaft, Werte und Normen, Sport. 

Philosophie: mit Deutsch, Englisch, Mathematik, Musik, Physik*. 

Physik: mit Biologie, Chemie, Darstellendes Spiel, Deutsch Englisch, Evangelische 
Religion, Katholische Religion, Geschichte, Geographie, Mathematik, Musik, 
Philosophie, Politik-Wirtschaft, Sport Werte und Normen.  

Politik-Wirtschaft: mit Deutsch, Englisch, Mathematik, Musik, Physik*. 

Sport: mit Deutsch, Englisch, Mathematik, Musik, Physik*. 

Werte und Normen: mit Deutsch, Englisch, Mathematik, Musik, Physik*. 

 

 

 

 

 

* Aufgrund einer vom Nieders. Kultusministerium erteilten Ausnahmegenehmigung kann das Fach „Physik“ 
auch mit anderen Fächern verbunden  werden. Anträge gemäß § 4 Abs. 3 Nds. MasterVO-Lehr auf Zulas-
sung von Abs. 2 a.a.O. abweichenden Fächerverbindungen werden mit besonderem Formular an das Nie-
dersächsische Landesamt für Schulentwicklung und Lehrerbildung (NiLS) gerichtet.“  
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Anlage 2: Nachweis von Sprachanforderungen gemäß Verordnung über Masterabschlüsse für 
Lehrämter in Niedersachsen (Nds. MasterVO-Lehr), veröffentlicht am 08.11.07 und gemäß 
Erlass des Niedersächsischen Kultusministeriums vom 30.09.08 

 

 

1. Die Zugangsberechtigung zu folgenden Fächern setzt den Nachweis folgender Sprachanforderungen  
voraus: 

 

1.1 Für den Zugang zum Fach Deutsch sind Kenntnisse in zwei Fremdsprachen nachzuweisen. 

 

1.2 Für den Zugang zum Fach Englisch ist der Nachweis für zwei weitere Fremdsprachen neben Englisch 
zu erbringen. 

 

1.3 Für den Zugang zu den Fächern Evangelische Religion und Katholische Religion sind das Graecum 
oder fachbezogene Griechischkenntnisse sowie das Kleine Latinum oder fachbezogene Lateinkenntnis-
se nachzuweisen. 

 

1.4 Für den Zugang zum Fach Geschichte sind das Latinum sowie Kenntnisse einer neueren Fremdspra-
che nachzuweisen. 

 

1.5 Für das Fach Philosophie sind fachbezogene Kenntnisse alter und neuer Sprachen, sofern sie für den  
 Studienschwerpunkt relevant sind, nachzuweisen. 

 

Der Nachweis der Sprachanforderungen kann bis zur Anmeldung der Masterarbeit nachgeholt werden. 
 

 

2. Kenntnisse in einer Fremdsprache werden nachgewiesen durch: 

 

2.1 das Abiturzeugnis, 

 

2.2 im Zeugnis des erweiterten Sekundarabschlusses I nach vierjährigem Unterricht nachgewiesene min-
destens  ausreichende Leistungen in der jeweiligen Sprache, 

 

2.3 ein Abschlusszertifikat der Volkshochschule, 

 

2.4 die erfolgreiche Teilnahme an einer Lehrveranstaltung, die mindestens Kenntnisse nach Ziffer 2.2 ver-
mittelt,  

 

2.5 Zeugnisse über die mindestens zweijährige Teilnahme  an dem in der jeweiligen Sprache geführten Un-
terricht einer ausländischen Schule oder 

 

2.6 weitere Zeugnisse, die Kenntnisse belegen oder einschließen, die mindestens denen nach Ziffer 2.2 
vergleichbar sind. 

 

 

3. Fachbezogene Latein- oder Griechischkenntnisse werden nachgewiesen durch die erfolgreiche Teilnah-
me an dazu angebotenen Lehrveranstaltungen der Hochschule, durch einen Nachweis nach den Num-
mern 2.1-2.6 oder durch den Nachweis des Kleinen Latinums, des Latinums, des Großen Latinums oder 
des Graecums. 
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Das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und Kultur hat mit Erlass vom 01.04.2011, Az.: 27.5-74534/03-07(1), 
gemäß § 18 Abs. 8 und 14 NHG und § 7 Abs. 2 NHZG i.V.m. § 51 Abs. 3 NHG die folgende Ordnung über den Zugang 
und die Zulassung für den Ergänzungsstudiengang Drittes Fach für das Lehramt an Gymnasien genehmigt. Die Ord-
nung tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz 
Universität Hannover in Kraft. 
 
 

Ordnung über den Zugang und die Zulassung 
für den Ergänzungsstudiengang Drittes Fach für das Lehramt an Gymnasien 

 
 

Folgende Fakultäten der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover 

- Fakultät für Mathematik und Physik  
- Naturwissenschaftliche Fakultät  
- Philosophische Fakultät  

haben am 7.01.2011 in der Lenkungsgruppe des Zentrums für Lehrerbildung diese Ordnung nach § 18 Abs. 
8 und § 7 NHZG beschlossen. 
 
 

§ 1 Geltungsbereich 
(1) Diese Ordnung regelt den Zugang und die Zulassung für den Ergänzungsstudiengang Drittes Fach für 
das Lehramt an Gymnasien. Die Fächerwahl richtet sich nach Anlage 1. 
 

(2) Der Zugang ist nur möglich, wenn freie Plätze für das Studium des entsprechenden Unterrichtsfachs zur 
Verfügung stehen. 
 

(3) Die Zugangsvoraussetzungen sind in § 2 und in der Anlage 2 geregelt. 
 

(4) Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze zur Verfügung ste-
hen, werden die Studienplätze nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens vergeben 
(§ 4). Erfüllen weniger Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze zur Verfügung 
stehen, findet ein Auswahlverfahren nicht statt. 
 
 

§ 2 Zugangsvoraussetzungen 
(1) Zugangsvoraussetzung ist, dass die Bewerberin oder der Bewerber 
a) 
- an einer deutschen Hochschule oder an einer Hochschule, die einem der Bologna-Signatarstaaten an-

gehört, einen Masterstudiengang für das Lehramt an Gymnasien mit zwei anderen Fächern als das 
Fach, für das der Zugang in diesem Studiengang angestrebt wird, oder einen diesem gleichwertigen 
Abschluss mit einem lehramtsspezifischen Schwerpunkt für die Sekundarstufe II, mindestens mit der 
Abschlussnote 2,5  beendet hat 

oder 
b) 
- an einer anderen ausländischen Hochschule einen gleichwertigen Abschluss in einem fachlich eng 

verwandten Studiengang erworben hat; die Gleichwertigkeit wird nach Maßgabe der Bewertungsvor-
schläge der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen beim Sekretariat der Kultusministerkonfe-
renz (www.anabin.de) festgestellt 

oder 
c) 
- für den Masterstudiengang Lehramt an Gymnasien oder den Staatsexamensstudiengang Lehramt an 

Gymnasien an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover eingeschrieben ist und mindestens 
die für das zweite Semester vorgesehenen Studien- und Prüfungsleistungen im Masterstudiengang  
oder vergleichbare Leistungen im Staatsexamensstudiengang erbracht hat.  

 

Die Entscheidung, ob ein Studiengang fachlich eng verwandt ist, trifft der Zulassungsausschuss (§ 5). 
 

(2) Für das Fach Englisch sind Sprachanforderungen gemäß der Ordnung über Kenntnisse der englischen 
Sprache für das Fach Englisch nachzuweisen. Für das Fach Darstellendes Spiel ist eine erfolgreiche Auf-
nahmeprüfung gemäß der Zugangsordnung Darstellendes Spiel im Fächerübergreifenden Bachelor-
studiengang nachzuweisen. Für das Fach Sport ist eine erfolgreiche Aufnahmeprüfung gemäß der Ordnung 
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für die Feststellung der besonderen Eignung für das Fach Sport an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität 
Hannover nachzuweisen. 
 

(3) Bewerberinnen und Bewerber, die weder eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung aufweisen noch 
ihren unter Absatz 1 genannten Hochschulabschluss an einer deutschen Hochschule erworben haben, müs-
sen darüber hinaus über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen. Der Nachweis hierüber 
wird geführt durch die Vorlage des TestsDaF mit mindestens Niveaustufe 4 in allen Prüfungsteilen oder 
durch eine DSH-Prüfung mit der Niveaustufe 2. 

 
 

§ 3 Studienbeginn und Bewerbungsfrist 
(1) Der Ergänzungsstudiengang beginnt zum Wintersemester. Die schriftliche Bewerbung muss mit den ge-
mäß Absatz 2 erforderlichen Bewerbungsunterlagen bis zum 15. Juli eines Jahres bei der Hochschule ein-
gegangen sein. Die Bewerbung gilt nur für die Vergabe der Studienplätze des betreffenden Bewerbungster-
mins. 
 

(2) Der Bewerbung sind – bei Zeugnissen und Nachweisen in beglaubigter Kopie – Nachweise nach § 2 
beizufügen. Im Fall einer Bewerbung nach § 2 Spiegelstrich 3 ist abweichend zu Satz 1 eine Immatrikulati-
onsbescheinigung in dem betreffenden Master- oder Staatsexamensstudiengang und Nachweise über Stu-
dien- und Prüfungsleistungen bis einschließlich des zweiten Semesters im Masterstudiengang oder über 
vergleichbare Leistungen im Staatsexamensstudiengang zu erbringen. 
 

(3) Bewerbungen, die nicht vollständig, form- oder fristgerecht eingehen, sind vom weiteren Verfahren aus-
geschlossen. 
 
 

§ 4 Zulassungsverfahren 
(1) Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Studienplätze zur Verfü-
gung stehen, werden die Studienplätze nach § 2 sowie die fachbezogenen Zugangsvoraussetzungen nach 
Anlage 2 nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens vergeben. 
 

(2) Es werden folgende Gruppen gebildet, in denen die Auswahl erfolgt: 
 

Gruppe 1:   Fach Chemie 
Gruppe 2:   Fach Darstellendes Spiel 
Gruppe 3:   Fach Deutsch 
Gruppe 4:   Fach Englisch 
Gruppe 5:   Fach Evangelische Theologie und Religionspädagogik 
Gruppe 6:   Fach Katholische Religion 
Gruppe 7:   Fach Mathematik 
Gruppe 8:   Fach Philosophie 
Gruppe 9:   Fach Physik 
Gruppe 10: Fach Sport 
Gruppe 11: Fach Werte und Normen 

 

Die Zuordnung der Bewerberinnen und Bewerber zu den Gruppen richtet sich nach dem in der Bewerbung 
genannten Fach. 
 

(3) Die Auswahlentscheidung erfolgt innerhalb jeder Gruppe nach einer eigenen Rangliste. Maßgebend für 
die Rangfolge ist eine Kombination aus der Abschlussnote des vorausgegangenen Studiums nach § 2 bzw. 
der Note aus den Ergebnissen der bisherigen Modulprüfungen im noch nicht abgeschlossenen Masterstu-
diengang Lehramt an Gymnasien, für den die Bewerberin/ der Bewerber an der Gottfried Wilhelm Leibniz 
Universität immatrikuliert ist, und einem Motivationsschreiben, in dem sich die Bewerberin/ der Bewerber 
dazu äußert 

- a) welches allgemeine Interesse an der ergänzenden Ausbildung von Lehrkräften bzw. angehen-
den Lehrkräften in dem betreffenden Fach besteht, 
 

- b) welche Voraussetzungen sie/ er aus seinem bisherigen Bildungsgang für den Ergänzungsstu-
diengang in dem betreffenden Fach mitbringt, 
 

- c) welche Vorstellungen sie/ er im Hinblick auf das (künftige) Berufsfeld Schule mit dem Ergän-
zungsstudiengang verbindet. 

 

Für eine differenzierte und im Hinblick auf das Studienziel überzeugende Darstellung wird pro Kriterium a) – c) 
ein Punkt vergeben, maximal drei Punkte für das Motivationsschreiben insgesamt. Die erworbenen Punkte 
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aus dem Motivationsschreiben werden zu den für die Abschlussnote nach § 2 vergebenen Punkten addiert.  
 

Note Punktzahl 
1,00 – 1,50 4 
1,51 -  2,50 3 
2,51 – 3,50 2 
ab 3,51 1 
Motivationsschreiben  0 bis 3 
 

(4) Die Position der Bewerberin/des Bewerbers auf der Rangliste für die jeweilige Gruppe nach § 4 Abs. 2 
ergibt sich aus seiner Punktzahl für die Kombination der beiden Zulassungskriterien nach § 4 Abs. 3. Be-
steht zwischen einzelnen Bewerberinnen und/oder Bewerbern Ranggleichheit, entscheidet das Los. 
 

(5) Im Übrigen bleiben die Bestimmungen der Immatrikulationsordnung der Hochschule unberührt. 
 
 

§ 5 Zulassungsausschuss für den Ergänzungsstudiengang 
Drittes Fach für das Lehramt an Gymnasien 

(1) Zuständig für den Ergänzungsstudiengang Drittes Fach für das Lehramt an Gymnasien ist der Zulas-
sungsausschuss für den Masterstudiengang Lehramt an Gymnasien. Die Vertreterin/ der Vertreter der 
Hochschule für Musik und Theater in diesem Ausschuss hat in allen den Ergänzungsstudiengang Drittes 
Fach für das Lehramt an Gymnasien betreffenden Fragen nur beratende Stimme. 
 

(2) Die Fakultät für Mathematik und Physik, die Naturwissenschaftliche Fakultät, die Philosophische Fakultät 
und die Zentrale Einrichtung Biologie und die Hochschule für Musik und Theater bilden einen Zulassungs-
ausschuss für den Masterstudiengang Lehramt an Gymnasien. 
 

(3) Dem Zulassungsausschuss gehören fünf stimmberechtigte Mitglieder an, die der Hochschullehrer- oder 
der Mitarbeitergruppe angehören müssen, und ein Mitglied der Studierendengruppe mit beratender Stimme. 
Wenigstens drei Mitglieder müssen der Hochschullehrergruppe angehören, wenigstens ein Mitglied muss 
der Hochschule für Musik und Theater angehören. Die Mitglieder werden durch den Fakultätsrat der jeweili-
gen Fakultäten bzw. der entsprechenden Gremien eingesetzt. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt zwei Jah-
re, die des studentischen Mitglieds ein Jahr, Wiederbestellung ist möglich. Der Zulassungsausschuss ist 
beschlussfähig, wenn mindestens vier stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. 
 

(4) Die Aufgaben des Zulassungsausschusses sind: 
a) Prüfung der eingehenden Zulassungsanträge auf formale Richtigkeit, 
b) Prüfung der Zugangsvoraussetzungen, 
c) Entscheidung über die Zulassung oder die Ablehnung der Bewerberinnen und Bewerber. 
 
 

§ 6 Bescheiderteilung, Nachrückverfahren, Abschluss der Verfahren 
(1) Bewerberinnen und Bewerber, die zugelassen werden können, erhalten von der Hochschule nach positi-
vem Auswahlverfahren einen schriftlichen Zulassungsbescheid. In diesem wird eine Frist festgelegt, inner-
halb derer die Bewerberin oder der Bewerber schriftlich zu erklären hat, ob sie oder er den Studienplatz an-
nimmt. Liegt diese Erklärung nicht frist- oder formgerecht vor, wird der Zulassungsbescheid unwirksam. Auf 
diese Rechtsfolge ist im Zulassungsbescheid hinzuweisen. 
 

(2) Bewerberinnen und Bewerber, die nicht zugelassen werden können, erhalten einen Ablehnungsbe-
scheid, in dem der erreichte Rangplatz und der Rangplatz der zuletzt zugelassenen Bewerberin oder des 
zuletzt zugelassenen Bewerbers aufgeführt ist. Der Ablehnungsbescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen. Er enthält gleichzeitig die Aufforderung, innerhalb einer bestimmten Frist schriftlich zu 
erklären, ob der Zulassungsantrag für ein Nachrückverfahren aufrechterhalten wird. Legt die Bewerberin 
oder der Bewerber diese Erklärung nicht frist- oder formgerecht vor, so ist sie oder er vom Nachrückverfah-
ren ausgeschlossen. Auf diese Rechtsfolge ist hinzuweisen. 
 

(3) Das Nachrückverfahren wird anhand der Ranglisten nach § 4 Abs. 3 durchgeführt. 
 

(4) Die Zulassungsverfahren werden spätestens zwei Wochen nach Vorlesungsbeginn abgeschlossen. Da-
nach noch verfügbare Studienplätze werden auf formlosen Antrag an den Zulassungsausschuss durch Los 
vergeben. Der Bewerbungszeitraum hierfür beginnt zwei Wochen vor dem Vorlesungsbeginn und endet mit 
dem Abschluss des Verfahrens.  

§ 7 In-Kraft-Treten 
Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 
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Anlage 1: Liste der wählbaren Fächer 

Chemie 
Darstellendes Spiel 
Deutsch 
Englisch 
Evangelische Theologie und Religionspädagogik 
Katholische Religion 
Mathematik 
Philosophie 
Physik 
Sport 
Werte und Normen 
 

 

Anlage 2: Nachweis der Sprachanforderungen gemäß Verordnung über Masterabschlüsse für 
Lehrämter in Niedersachsen (Nds. MasterVO-Lehr), veröff. am 08.11.07 und gemäß dem 
Erlass des Niedersächsischen Kultusministeriums vom 30.09.08 

 
 

1. Die Zugangsberechtigung zu folgenden Fächern  setzt den Nachweis folgender Sprachanforderungen 
voraus: 

 

1.1 Für den Zugang zum Fach Deutsch sind Kenntnisse in zwei Fremdsprachen nachzuweisen. 
 

1.2 Für den Zugang zum Fach Englisch ist der Nachweis für zwei weitere Fremdsprachen neben Eng-
lisch zu erbringen. 

 

1.3 Für den Zugang zu den Fächern Evangelische Religion und Katholische Religion sind das Grae-
cum oder fachbezogene Griechischkenntnisse sowie das Kleine Latinum oder fachbezogene Latein-
kenntnisse nachzuweisen. 

 

1.4 Für den Zugang zum Fach Geschichte sind das Latinum sowie Kenntnisse einer neueren Fremd-
sprache nachzuweisen. 

 

1.5 Für das Fach Philosophie sind fachbezogene Kenntnisse alter und neuer Sprachen, sofern sie für 
den Studienschwerpunkt relevant sind, nachzuweisen. 

 
 

2. Kenntnisse in einer Fremdsprache werden nachgewiesen durch: 
2.1 das Abiturzeugnis, 
2.2 im Zeugnis des erweiterten Sekundarabschlusses I nach vierjährigem Unterricht nach- gewiesene 

mindestens  ausreichende Leistungen in der jeweiligen Sprache, 
2.3 ein Abschlusszertifikat der Volkshochschule, 
2.4 die erfolgreiche Teilnahme an einer Lehrveranstaltung, die mindestens Kenntnisse nach Ziffer 2.2 

vermittelt,  
2.5 Zeugnisse über die mindestens zweijährige Teilnahme  an dem in der jeweiligen Sprache geführten 

Unterricht einer ausländischen Schule oder 
2.6 weitere Zeugnisse, die Kenntnisse belegen oder einschließen, die mindestens denen nach Ziffer 2.2 

vergleichbar sind. 
 

3. Fachbezogene Latein- oder Griechischkenntnisse werden nachgewiesen durch die erfolgreiche Teil-
nahme an dazu angebotenen Lehrveranstaltungen der Hochschule, durch einen Nachweis nach den 
Nummern 2.1-2.6 oder durch den Nachweis des Kleinen Latinums, des Latinums, des Großen Lati-
nums oder des Graecums. 
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Das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und Kultur hat mit Erlass vom 01.04.2011, Az.: 27.5-74534/03-07(2), 
gemäß § 18 Abs. 8 und 14 NHG und § 7 Abs. 2 NHZG i.V.m. § 51 Abs. 3 NHG die folgende Ordnung über den Zugang 
und die Zulassung für den konsekutiven Masterstudiengang Lehramt an berufsbildenden Schulen genehmigt. Die Ord-
nung tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz 
Universität Hannover in Kraft. 
 
 

Ordnung über den Zugang und die Zulassung 
für den konsekutiven Masterstudiengang Lehramt an berufsbildenden Schulen 

 
 
Folgende Fakultäten der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover  

- Fakultät für Architektur und Landschaft  
- Fakultät für Elektrotechnik und Informatik  
- Fakultät für Maschinenbau   
- Fakultät für Mathematik und Physik   
- Naturwissenschaftliche Fakultät   
- Philosophische Fakultät   

haben am 27.01.2011 in der Lenkungsgruppe des Zentrums für Lehrerbildung diese Ordnung nach § 18 
Abs. 8 NHG und § 7 NHZG beschlossen 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Diese Ordnung regelt den Zugang und die Zulassung für die Masterstudiengang Lehramt an berufsbil-
denden Schulen. Die wählbaren Unterrichtsfächer und beruflichen Fachrichtungen sind in Anlage 1 aufge-
führt. 
(2) Die Zugangsvoraussetzungen sind in § 2 geregelt. 
 
(3) Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze zur Verfügung ste-
hen, werden die Studienplätze nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens vergeben 
(§ 4). Erfüllen weniger Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze zur Verfügung 
stehen, findet ein Auswahlverfahren nicht statt. 
 
 

§ 2 
Zugangsvoraussetzungen 

 
(1) Zugangsvoraussetzung ist, dass die Bewerberin oder der Bewerber 
 
a)  
- entweder an einer deutschen Hochschule oder an einer Hochschule, die einem der Bologna-

Signatarstaaten angehört, einen Bachelorabschluss oder diesem gleichwertigen Abschluss in einer be-
ruflichen Fachrichtung und einem Unterrichtsfach erworben hat, für die sich die Bewerberin oder die 
Bewerber bewirbt, oder in einem fachlich eng verwandten Studiengang erworben hat, oder 

- an einer anderen ausländischen Hochschule einen gleichwertigen Abschluss in einem fachlich eng 
verwandten Studiengang erworben hat; die Gleichwertigkeit wird nach Maßgabe der Bewertungsvor-
schläge der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen beim Ständigen Sekretariat der Kultusminis-
terkonferenz (www.anabin.de) festgestellt, 

 
sowie 
b) die besondere Eignung gemäß Absatz 2 nachweist. 
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Die Entscheidung darüber, ob ein erworbener Abschluss dem geforderten Bachelorabschluss in einer beruf-
lichen Fachrichtung und einem Unterrichtsfach gleichwertig ist bzw. die berufliche Fachrichtung und das 
Unterrichtsfach, in denen ein Bachelorabschluss oder ein diesem gleichwertiger Abschluss erworben wurde, 
der beruflichen Fachrichtung und dem Unterrichtsfach, für die sich die Bewerberin oder der Bewerber be-
wirbt, fachlich eng verwandt sind, trifft der Zulassungsausschuss nach § 5.  
 
(2) Die besondere Eignung setzt voraus: 
a) einen qualifizierten Bachelorabschluss nach Maßgabe des Absatzes 3 sowie 
b) den Nachweis von zusammen mindestens 100 Leistungspunkten (ECTS) in der beruflichen Fachrichtung 
und im Unterrichtsfach, deren fachwissenschaftliche Inhalte die Grundlage zur Aufnahme des Masterstu-
diengangs Lehramt an berufsbildenden Schulen bilden, sowie 
c) den Nachweis von fachdidaktischen Studien im Umfang von mindestens 6 Leistungspunkten in der beruf-
lichen Fachrichtung und mindestens 9 Leistungspunkten im Unterrichtsfach sowie 
d) den Nachweis von mindestens 15 Leistungspunkten (ECTS) in Berufs- und Wirtschaftspädagogik sowie 
e) den Nachweis der Absolvierung eines Schulpraktikums von mindestens vier Wochen Dauer an einer 
Schule des berufsbildenden Schulwesens sowie  
f) den Nachweis einer fachrichtungsbezogenen abgeschlossenen Berufsausbildung oder fachrichtungsbe-
zogene Praktika im Umfang von 52 Wochen nach Anlage 2. 
 
Können Bewerberinnen und Bewerber den Nachweis der besonderen Eignung nach § 2 Abs. 2 Buchst. b) 
bis e) nicht in vollem Maße erbringen, entscheidet der Zulassungsausschuss im Einzelfall über eine Zulas-
sung unter Auflagen, die innerhalb von zwei Semestern zu erfüllen sind. Über Ausnahmen entscheidet der 
Zulassungsausschuss.  
 
(3) Der qualifizierte Bachelorabschluss setzt voraus, dass das vorangegangene Studium mit mindestens der 
Note 2,5 abgeschlossen wurde. Wenn der Studienabschluss zum Bewerbungszeitpunkt noch nicht vorliegt, 
ist abweichend von Satz 1 erforderlich, dass bereits 83% der der insgesamt erforderlichen Prüfungsleistun-
gen erfolgreich erbracht wurden (d.h. mindestens 150 Leistungspunkte vorliegen) und die aus den erbrach-
ten Prüfungsleistungen ermittelte Durchschnittsnote mindestens 2,5 beträgt. Die so ermittelte Durchschnitts-
note wird auch im Auswahlverfahren nach § 4 Abs. 3 berücksichtigt, unabhängig davon, ob das Ergebnis der 
Bachelorprüfung hiervon abweicht. Bei positiver Auswahlentscheidung erfolgt in diesem Fall eine bedingte 
Immatrikulation für den Masterstudiengang Lehramt an berufsbildenden Schulen unter der Auflage, den Ba-
chelorabschluss bis zum Rückmeldezeitraum des ersten Fachsemesters des Masterstudiengangs Lehramt 
an berufsbildenden Schulen nachzuweisen. Andernfalls erlischt die bedingte Immatrikulation für diesen Stu-
diengang. 
 
(4) Abweichend von Abs. 2 Buchst. a) ist die besondere Eignung auch gegeben, wenn das vorangegangene 
Studium mit der Note 2,6 bis 3,5 abgeschlossen wurde bzw. eine entsprechende Durchschnittsnote nach 
Abs. 3 Satz 2 vorliegt und zusätzlich durch Punktzahlen gem. Abs. 5 folgende Notenverbesserungen erreicht 
werden: 
 
bei der Note 2,6    3 Punkte Notenverbesserung um 0,1 
bei der Note 2,7   4 Punkte Notenverbesserung um 0,2 
bei der Note 2,8   5 Punkte Notenverbesserung um 0,3 
bei der Note 2,9   6 Punkte Notenverbesserung um 0,4 
bei der Note 3,0   7 Punkte Notenverbesserung um 0,5 
bei der Note 3,1   8 Punkte Notenverbesserung um 0,6 
bei der Note 3,2   9 Punkte  Notenverbesserung um 0,7 
bei der Note 3,3 10 Punkte Notenverbesserung um 0,8 
bei der Note 3,4 11 Punkte Notenverbesserung um 0,9 
bei der Note 3,5 12 Punkte Notenverbesserung um 1,0 
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(5) die Punktzahlen gem. Abs. 4 ergeben sich aus der Summe der Punkte für folgende Bereiche 
a) Für das notenbeste Modul des Bewerbers in der Fachdidaktik des vorangegangenen Studiums werden 
folgende Punkte vergeben: 
 
Note 1,0 – 1,5 6 Punkte 
Note 1,6 – 2,0 5 Punkte 
Note 2,1 – 2,5 4 Punkte 
Note 2,6 – 3,0 3 Punkte 
Note 3,1 – 3,5 2 Punkte 
Note 3,6 – 4,0 1 Punkt 
 
b) Für das notenbeste Modul des Bewerbers in der Berufs- und Wirtschaftspädagogik des vorausgegange-
nen Studiums werden die Punkte analog gem. Buchstabe a) zusätzlich vergeben. 
 
(6) Bewerberinnen und Bewerber, die weder eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung aufweisen noch 
ihren Bachelorabschluss an einer deutschen Hochschule erworben haben, müssen darüber hinaus über 
ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen. Der Nachweis hierüber wird geführt durch die 
Vorlage des TestsDaF mit mindestens Niveaustufe 4 in allen Prüfungsteilen oder durch eine DSH-Prüfung 
mit der Niveaustufe 2. 
 
 

§ 3 
Studienbeginn und Bewerbungsfrist 

 
(1) Der Masterstudiengang Lehramt an berufsbildenden Schulen beginnt zum Wintersemester. Die schriftli-
che Bewerbung muss mit den gemäß Absatz 2 erforderlichen Bewerbungsunterlagen bis zum 15. Juli eines 
Jahres bei der Hochschule eingegangen sein. Die Bewerbung gilt nur für die Vergabe der Studienplätze des 
betreffenden Bewerbungstermins. 
 
(2) Der Bewerbung sind - bei Zeugnissen und Nachweisen in beglaubigter Kopie - folgende Unterlagen bei-
zufügen: 
 
a) das Abschlusszeugnis des Bachelorstudiengangs oder - wenn dieses noch nicht vorliegt - eine Beschei-

nigung nach § 2 Abs. 3 über die erbrachten Leistungen, die Leistungspunkte und über die Durchschnitts-
note, 

b) ein Lebenslauf, 
c) Nachweise nach § 2 Abs. 2 b) bis f) und ggf. § 2 Abs. 4. 
 
(3) Bewerbungen, die nicht vollständig, form- oder fristgerecht eingehen, sind vom weiteren Verfahren aus-
geschlossen. Die Unterlagen verbleiben bei der Hochschule. 
 
 

§ 4 
Zulassungsverfahren 

 
(1) Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Studienplätze, zur Verfü-
gung stehen werden die Studienplätze nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens ver-
geben. 
 
(2) Es werden folgende Gruppen gebildet, in denen die Auswahl erfolgt: 
 Gruppe 1: berufliche Fachrichtung Bautechnik 
 Gruppe 2: berufliche Fachrichtung Elektrotechnik 
 Gruppe 3: berufliche Fachrichtung Farbtechnik und Raumgestaltung 
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 Gruppe 4: berufliche Fachrichtung Holztechnik 
Gruppe 5: berufliche Fachrichtung Lebensmittelwissenschaft 
Gruppe 6: berufliche Fachrichtung Metalltechnik 
Gruppe 7: berufliche Fachrichtung Ökotrophologie 
 

Die Zuordnung der Bewerberinnen und Bewerber zu den Gruppen richtet sich nach der in der Bewerbung 
angegebenen beruflichen Fachrichtung laut Anlage 1. 
  
(3) Die Auswahlentscheidung erfolgt innerhalb jeder Gruppe nach einer eigenen Rangliste. Maßgebend für 
die Rangfolge auf der jeweiligen Liste ist die Abschluss- bzw. Durchschnittsnote des vorangegangenen Stu-
diums nach § 2 Abs. 3. Besteht zwischen einzelnen Bewerberinnen und/oder Bewerbern Ranggleichheit, 
entscheidet das Los.  
 
(4) Die Zulassung in einer Gruppe gilt zugleich als Zulassung für das in der Bewerbung gewählte zweite 
Fach.  
 
(5) Im Übrigen bleiben die Bestimmungen der Immatrikulationsordnung der Leibniz Universität Hannover 
unberührt. Die Einschreibung der Bewerberinnen und Bewerber, die nach § 2 Abs. 3 Satz 2 als besonders 
geeignet gelten, ist bis zum Nachweis über die erfolgreiche Beendigung des Bachelorstudiums auflösend 
bedingt. 
 
 

§ 5 
Zulassungsausschuss für den Masterstudiengang Lehramt  

an berufsbildenden Schulen 
 
(1) Die Fakultät für Mathematik und Physik, die Naturwissenschaftliche Fakultät, die Philosophische Fakul-
tät, die Fakultät für Architektur und Landschaft, die Fakultät für Elektrotechnik und Informatik und die Fakul-
tät für Maschinenbau bilden einen gemeinsamen Zulassungsausschuss für den Masterstudiengang Lehramt 
an berufsbildenden Schulen. 
 
(2) Dem Zulassungsausschuss gehören sechs stimmberechtigte Mitglieder aus den unter Abs. 1 genannten 
Fakultäten an, die der Hochschullehrer- oder der Mitarbeitergruppe angehören müssen, und ein Mitglied der 
Studierendengruppe mit beratender Stimme. Wenigstens vier Mitglieder müssen der Hochschullehrergruppe 
angehören. Die Mitglieder werden durch den Fakultätsrat der jeweiligen Fakultät eingesetzt. Die Amtszeit 
der Mitglieder beträgt zwei Jahre, die des studentischen Mitglieds ein Jahr; Wiederbestellung ist möglich. 
Der Zulassungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens vier stimmberechtigte Mitglieder anwesend 
sind. 
 
(3) Die Aufgaben des Zulassungsausschusses sind: 
 
a) Prüfung der eingehenden Zulassungsanträge auf formale Richtigkeit 
b) Prüfung der Zugangsvoraussetzungen 
c) Entscheidung über die Zulassung oder die Ablehnung der Bewerberinnen und Bewerber einschließlich 
Erteilung mit der Zulassung verbundener Auflagen gemäß § 2 Abs.1 b). 
 
 

§ 6 
Bescheiderteilung, Nachrückverfahren, Abschluss der Verfahren 

 
(1) Bewerberinnen und Bewerber, die zugelassen werden können, erhalten von der Leibniz Universität Han-
nover einen schriftlichen Zulassungsbescheid. In diesem wird eine Frist festgelegt, innerhalb derer die Be-
werberin oder der Bewerber schriftlich zu erklären hat, ob sie oder er den Studienplatz annimmt. Liegt diese 
Erklärung nicht frist- und formgerecht vor, wird der Zulassungsbescheid unwirksam. Auf diese Rechtsfolge 
ist im Zulassungsbescheid hinzuweisen. 
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(2) Bewerberinnen und Bewerber, die nicht zugelassen werden können, erhalten einen Ablehnungsbe-
scheid, in dem der erreichte Rangplatz und der Rangplatz der zuletzt zugelassenen Bewerberin oder des 
zuletzt zugelassenen Bewerbers aufgeführt sind. Der Ablehnungsbescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen. Er erhält gleichzeitig die Aufforderung, innerhalb einer bestimmten Frist schriftlich zu er-
klären, ob der Zulassungsantrag für ein Nachrückverfahren aufrechterhalten wird. Legt die Bewerberin oder 
der Bewerber diese Erklärung nicht frist- oder formgerecht vor, so ist sie oder er vom Nachrückverfahren 
ausgeschlossen. Auf diese Rechtsfolge ist hinzuweisen. 
 
(3) Das Nachrückverfahren wird anhand der Rangliste nach § 4 Abs. 3 durchgeführt. 
 
(4) Die Zulassungsverfahren werden spätestens zwei Wochen nach Vorlesungsbeginn abgeschlossen. Da-
nach noch verfügbare Studienplätze werden auf formlosen Antrag durch Los vergeben. Der Bewerbungs-
zeitraum hierfür beginnt zwei Wochen vor dem Vorlesungsbeginn und endet mit dem Abschluss des Verfah-
rens. 
 
 

§ 7 
Zulassung für höhere Fachsemester 

 
(1) Die freien Studienplätze in einem höheren zulassungsbeschränkten Semester werden in nachstehender 
Reihenfolge an die Bewerberinnen und Bewerber vergeben, 
 
a) die im gleichen oder einem vergleichbaren Studiengang 
 

aa) an einer anderen deutschen Hochschule eingeschrieben sind oder waren, 
 
bb) mit deutscher Staatsangehörigkeit oder zulassungsrechtlich deutschen Staatsange 
 hörigen gleichgestellt an einer ausländischen Hochschule eingeschrieben sind oder 
 waren, 

 
b) für die eine Ablehnung der Zulassung aus Gründen, die in ihrer Person liegen, eine besondere Härte be-
deuten würde, 
 
c) die sonstige Gründe geltend machen. 
 
(2) Innerhalb jeder der drei Fallgruppen des Absatzes 1 entscheidet über die Zulassung das Ergebnis der 
Bachelorprüfung oder einer zu dieser äquivalenten Prüfung bei gleichem Ergebnis die für die Ortswahl maß-
gebenden sozialen, insbesondere familiären und wirtschaftlichen Gründe und bei dann noch gleichartigen 
Fällen letztlich das Los. 
 
 

§ 8 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
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Anlage 1  
 
Wählbare berufliche Fachrichtungen und Unterrichtsfächer für den Masterstudiengang Lehramt an 
berufsbildenden Schulen an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover [gemäß der Verord-
nung über Masterabschlüsse für Lehrämter in Niedersachsen (Nds. MaVO-Lehr) vom 15.11.2007] 
 
 
Wählbare berufliche Fachrichtungen: 
 
-Bautechnik 
 
-Elektrotechnik 
 
-Farbtechnik und Raumgestaltung 
 
-Holztechnik 
 
-Lebensmittelwissenschaft 
 
-Metalltechnik 
 
-Ökotrophologie 
 
 
Wählbare Unterrichtsfächer: 
 
-Biologie (nur wählbar in Verbindung mit der beruflichen Fachrichtung Ökotrophologie) 
 
-Chemie 
 
-Deutsch 
 
-Englisch 
 
-Evangelische Theologie 
 
-Katholische Theologie 
 
-Mathematik 
 
-Physik 
 
-Politik 
 
-Sozial-/Sonderpädagogik in der beruflichen Bildung 
 
-Sport 
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Anlage 2 
 
Nachweis berufspraktischer Tätigkeiten gemäß der Verordnung über Masterabschlüsse für Lehräm-
ter in Niedersachsen (Nds. MaVO-Lehr) vom 15.11.2007 
 
Für den Abschluss des Masterstudiengangs Lehramt an berufsbildenden Schulen sind berufspraktische Tä-
tigkeiten nachzuweisen durch eine abgeschlossene fachrichtungsbezogene Berufsausbildung oder fachrich-
tungsbezogene Praktika. Die fachrichtungsbezogenen Praktika müssen insgesamt mindestens 52 Wochen 
umfassen. Das einzelne Praktikum muss mindestens vier Wochen dauern (vgl. Nds. MaVO-Lehr § 6 Abs 7). 
 
Der Nachweis der berufspraktischen Tätigkeiten ist bis zur Anmeldung zum Modul Masterarbeit (Masterar-
beit und mündliche Prüfung) zu erbringen. 
 
Vorgaben zum Nachweis berufspraktischer Tätigkeit 
gemäß Anlage 5 zu § 6 Abs 7 Nds. MaVO-Lehr 
 
Ziel des Unterrichts an berufsbildendenden Schulen ist die Entwicklung beruflicher Handlungskompetenz bei 
Schülerinnen und Schülern. 
 
Lehrerinnen und Lehrer an berufsbildenden Schulen müssen deshalb Lehr-Lernprozesse an der betriebli-
chen Ausbildungssituation der Schülerinnen und Schüler orientieren. Dazu sind der jeweiligen Fachrichtung 
entsprechende berufspraktische Erfahrungen, Kenntnisse und Fertigkeiten auf der Ebene beruflicher Grund-
bildung nachzuweisen und zu dokumentieren. 
 
 
Technische und gewerbliche Fachrichtungen 
Tätigkeit in den Ausbildungsbereichen 
 
1.1 Bautechnik 

 Hochbau 
 Ausbau 
 Tiefbau 

Mindestens die Hälfte der Praktikumszeit muss im Ausbildungsbereich Hochbau abgeleistet werden. 
 
1.2 Holztechnik 

 Tischlerin/Tischler 
 Holzmechanikerin/Holzmechaniker 
 Zimmerin/Zimmerer 

Mindestens die Hälfte der Praktikumszeit muss im Ausbildungsbereich der Tischlerin/des Tischlers abgeleis-
tet werden. 
 
1.3 Farbtechnik und Raumgestaltung 

 Malerin und Lackiererin/Maler und Lackierer 
 Fahrzeuglackiererin/Fahrzeuglackierer 
 Raumausstatterin/Raumausstatter 
 Gestalterin für visuelles Marketing/Gestalter für visuelles Marketing 

Mindestens die Hälfte der Praktikumszeit muss im Ausbildungsbereich der Malerin und Lackiererin/des Ma-
lers und Lackierers abgeleistet werden. 
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1.4 Elektrotechnik 
 Haus- und Gerätetechnik 
 Anlagen und Betriebstechnik 
 Kommunikationstechnik 
 Informationstechnik 

Mindestens die Hälfte der Praktikumszeit muss im Ausbildungsbereich der Haus- und Gerätetechnik abge-
leistet werden. Insgesamt müssen drei Ausbildungsbereiche absolviert werden. 
 
1.5 Metalltechnik 

 Metall- und Kunststoffverarbeitung 
 Montage und Wartung von technischen Systemen 
 Fertigung von Baugruppen 

Mindestens die Hälfte der Praktikumszeit muss im Ausbildungsbereich der Metall- und Kunststoffverarbei-
tung abgeleistet werden. 
 
1.7 Ernährung 

 Gastronomie 
 Bäckerei oder Konditorei 
 Fleischerei 

Das Praktikum in den Ausbildungsbereichen umfasst jeweils die Produktion und den Verkauf/Service. Min-
destens die Hälfte der Praktikumszeit muss im Ausbildungsbereich Gastronomie abgeleistet werden. 
 
 
Fachrichtungen für personenbezogene Dienstleistungen 
Tätigkeit in den Ausbildungsbereichen nach Nrn. 2.1 und 2.2 
 
2.1 Ökotrophologie (Hauswirtschaft) 

 Versorgung und Betreuung hauswirtschaftlicher Betriebe und Einrichtungen 
Mindestens die Hälfte der Praktikumszeit muss im Ausbildungsbereich Versorgung abgeleistet werden. 
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Das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und Kultur hat mit Erlass vom 01.04.2011, Az.: 27.5-74503-121 
gemäß § 18 Abs. 6 und 14 NHG i.V.m. § 51 Abs. 3 NHG die nachfolgende Ordnung über Kenntnisse der spanischen 
Sprache für Studienbewerberinnen und Studienbewerber für das Fach Spanisch am Romanischen Seminar der Leibniz 
Universität Hannover genehmigt. Die Ordnung tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Ver-
kündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 
 

 

Ordnung über Kenntnisse der spanischen Sprache 
für Studienbewerberinnen und Studienbewerber für das Fach Spanisch 

am Romanischen Seminar 

 

 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Alle Studienbewerberinnen und Studienbewerber (Erstsemesterstudierende, Fachwechsler, Studienort-
wechsler) für das Fach Spanisch (Erst-und Zweitfach) haben vor Beginn des Studiums die zur Aufnahme des 
Studiums notwendigen Kenntnisse der spanischen Sprache nachzuweisen. Dieser Nachweis kann erfolgen 
durch  

- einen Schnitt von mindestens 11 Punkten in Spanisch in den letzten zwei Jahren der Oberstufe (wobei 
Spanisch als Seminarfach nicht berücksichtigt wird), 

oder  

das Bestehen einer der folgenden Sprachprüfungen  

 a) „DELE inicial“,  

oder  

 b) der Grundstufe I-III (A1-B1) (jeweils im Umfang von 4 SWS) am FSZ (Fachsprachenzentrum) der LUH 
oder von UNIcert I 

oder  

 c) einen nachgewiesenen Aufenthalt in einem spanischsprachigen Land von mindestens 9 Monaten,  

Ausgenommen sind Bewerberinnen und Bewerber mit spanischer Muttersprache, Studierende aus vom Ro-
manischen Seminar anerkannten Austauschprogrammen der Leibniz Universität Hannover und Studierende, 
die bereits einen Hochschulabschluss im spanischsprachigen Ausland erworben haben. Über Ausnahmen 
entscheidet das Romanische Seminar im Einzelfall.  

Der Nachweis über die Sprachkenntnisse in der spanischen Sprache gemäß § 1 Absatz 1 ist durch entspre-
chende Dokumente zu erbringen.  

 

(2) Das Ergebnis der Sprachtests bzw. die Durchschnittspunktzahl der letzten vier Halbjahresnoten im Fach 
Spanisch darf zum Beginn des Studiums nicht älter als zwei Jahre sein. Der Auslandsaufenthalt darf eben-
falls nicht länger als zwei Jahre zurückliegen. 

Die Ergebnisse sollen i.d. R. bei der Bewerbung zur Hochschulzulassung vorliegen und sind Teil der Bewer-
bung. In Ausnahmefällen können die Ergebnisse bis zum 30.09. des Jahres nachgewiesen werden. Bei 
Nichterreichen einer Mindestpunktzahl/Mindestnote gemäß § 4, die durch das Romanische Seminar festge-
legt wird, kann eine Einschreibung nicht erfolgen. 

 

(3) Für Studienortwechsler gelten die folgenden Regelungen: 

 Nachweis aller bisher erbrachten Sprachpraxisleistungen  

und  

 Nachweis über das Sprachniveau (mindestens B1 / UNIcert I) in Form eines gesonderten Formulars 
(z.B. DAAD-Formular), auszustellen von der zuständigen Einrichtung der bisher besuchten Hoch-
schule. 
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Auf Grundlage dieser Dokumente entscheidet das Romanische Seminar der Leibniz Universität Hannover 
über die Notwendigkeit einer Teilnahme des Bewerbers oder der Bewerberin an einer der unter § 1, Absatz 
1, Buchstabe a oder b genannten Sprachprüfungen. 

 

§ 2 Zweck der Prüfung 

(1) Durch den Test soll die Bewerberin oder der Bewerber nachweisen, dass sie oder er mündlich und/oder 
schriftlich in allgemeinsprachlicher Hinsicht befähigt ist, das geplante Fachstudium aufzunehmen. Sie oder 
er muss in der Lage sein, auf die Studiensituation bezogene mündliche Äußerungen zu verstehen, sich dazu 
mündlich zu äußern und schriftliche Texte zu verstehen, zu bearbeiten und schriftliche Texte selbst zu ver-
fassen. 

 

(2) Dies schließt insbesondere ein: 

(a) die Fähigkeit, Vorgänge, Sachverhalte, Gedankenzusammenhänge sowie Ansichten und Absichten zu 
verstehen, sich mit ihnen auseinander zu setzen sowie eigene Ansichten und Absichten sprachlich an-
gemessen zu äußern; 

(b) eine für das Studium angemessene Beherrschung von Wortschatz, Formenlehre, Satzbau, Textstruktu-
ren und Idiomatik. 

 

§ 3 Art und Gliederung der Prüfungen 

Die Art und Gliederung der Prüfungen werden von den jeweiligen Prüfungsorganisationen bestimmt. 

 

§ 4 Bewertung der Prüfung  

Die Mindestpunktzahl/Mindestnote für die Zulassung zum Studium des Fachs Spanisch am Romanischen 
Seminar der Leibniz Universität Hannover beträgt bei DELE 70 (internetbasiert) und bei UNIcert I 4,0 (inter-
netbasiert). 

 

§ 5 Anmeldung, Ablauf und Wiederholung der Prüfung 

(1) Die Anmeldung zu den o. g. Sprachprüfungen und alle daraus entstehenden Verpflichtungen liegen in 
der alleinigen Verantwortung der Studienbewerberinnen und Studienbewerber. 

 

(2) Der Ablauf der Sprachprüfungen richtet sich nach den Vorgaben der Prüfungsorganisation. Eine feste 
Zeitdauer ist nicht festgelegt. 

 

(3) Jede Prüfung kann beliebig oft wiederholt werden, aber nur im Rahmen der Vorschriften der Prüfungsor-
ganisationen. 

 

§ 6 Rechtsanspruch 

Das Bestehen der o. g. Sprachprüfungen begründet keinen Rechtsanspruch auf die Zulassung zum Studium 
des Fachs Spanisch am Romanischen Seminar der Leibniz Universität Hannover. 

 

§ 7 Inkrafttreten der Ordnung 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Verkündungsblatt der Leibniz Universität  
Hannover in Kraft. 



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 20.04.2011  7/2011 

 

 
Seite 23 

Der Fakultätsrat der Fakultät für Mathematik und Physik der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 
19.01.2011 die nachstehende Habilitationsordnung beschlossen. Das Präsidium hat die Ordnung am 30.03.2011  
genehmigt. Die Habilitationsordnung tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungs-
blatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 

 

 

Habilitationsordnung der Fakultät für Mathematik und Physik 

 

 

Die Fakultät für Mathematik und Physik hat am 19.01.2011 gemäß § 44  Abs.1 Satz 2 NHG, § 6 Abs. 4 der 
Grundordnung der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 16.07.2008 die folgende Habilitati-
onsordnung beschlossen. 

 

 

§ 1 Zweck der Habilitation 

Die Habilitation dient dem Nachweis herausgehobener Befähigung zu selbständiger wissenschaftlicher For-
schung und zu qualifizierter selbständiger Lehre. Mit der Habilitation wird der oder dem Habilitierten die Be-
fugnis zur selbständigen Lehre an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover für ein bestimmtes 
wissenschaftliches Fach oder Fachgebiet erteilt (Lehrbefugnis / Venia Legendi).  

 

§ 2 Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Voraussetzungen für die Zulassung zum Habilitationsverfahren sind: 

a) eine qualifizierte Promotion oder der Nachweis einer gleichwertigen Befähigung, 

b) der Nachweis weiterer wissenschaftlicher Tätigkeiten nach Abschluss der Promotion in dem Fachgebiet, 
für das die Lehrbefugnis angestrebt wird, 

c) der Nachweis einer in der Regel mehrsemestrigen wissenschaftlichen Lehrtätigkeit, 

d) dass die Bewerberin oder der Bewerber nicht anderweitig in einem sich auf dasselbe oder ein ähnliches 
Fachgebiet beziehenden Habilitationsverfahren steht und nicht bereits zweimal in einem entsprechenden 
Verfahren an einer Universität erfolglos geblieben ist. 

(2) Die Zulassung kann nur versagt werden, wenn die Bewerberin oder der Bewerber die mit dem Antrag 
nach § 4 nachzuweisenden förmlichen Voraussetzungen der Habilitation nach Absatz 1 Satz 1 nicht erfüllt 
(oder die zu erteilende Lehrbefugnis sofort wieder erlöschen, zurückgenommen oder widerrufen würde). 

 

§ 3 Habilitationsleistungen 

(1) Habilitationsleistungen sind eine Habilitationsschrift, eine erfolgreich durchgeführte studiengangsbezoge-
ne Lehrveranstaltung und ein wissenschaftlicher Vortrag mit anschließendem Kolloquium. Alle Habilitations-
leistungen können in deutscher oder englischer Sprache erbracht werden. 

(2) Die Habilitationsschrift ist eine selbständige wissenschaftliche Leistung in einem Fachgebiet, für welches 
die Lehrbefugnis angestrebt wird. Sie muss einen wesentlichen Fortschritt der wissenschaftlichen Erkennt-
nisse darstellen. Die Habilitationsschrift soll sich auf einen anderen oder deutlich erweiterten Gegenstands-
bereich beziehen als die Dissertation.  

(3) Statt einer Habilitationsschrift können auch mehrere in einer referierten wissenschaftlichen Zeitschrift 
veröffentlichte oder nachweislich zur Veröffentlichung angenommene wissenschaftliche Arbeiten vorgelegt  
werden. Die wesentlichen Ergebnisse der wissenschaftlichen Arbeiten sind zusammenfassend darzustellen. 

(4) Die studiengangsbezogene Lehrveranstaltung dient dem Nachweis der Befähigung zu akademischer 
Lehre.  

(5) Durch den wissenschaftlichen Vortrag mit anschließendem Kolloquium soll die Befähigung nachgewie-
sen werden, Gegenstände und Probleme aus dem Fachgebiet der angestrebten Lehrbefugnis angemessen 
vorzutragen und zu erörtern. Darüber hinaus wird eine hinreichende Vertrautheit mit anderen Problemen des 
engeren und weiteren Fachgebiets erwartet. 
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(6) Wird eine der in Absätzen 1 und 3 bezeichneten Leistungen abgelehnt, so ist der Habilitationsversuch 
nicht bestanden. Ein Habilitationsversuch kann nur einmal wiederholt werden. Habilitationsversuche an an-
deren Universitäten sind zu berücksichtigen. Ein neuer Antrag auf Zulassung zur Habilitation kann frühes-
tens nach 12 Monaten gestellt werden. Werden die studiengangsbezogene Lehrveranstaltung oder der wis-
senschaftliche Vortrag mit anschließendem Kolloquium abgelehnt, so müssen nur diese, nicht jedoch die 
schriftliche Habilitationsleistung wiederholt werden. Die Wiederholung der im vorstehenden Satz genannten 
Habilitationsleistungen muss innerhalb einer Frist von einem Jahr beantragt werden. Versäumt die Bewerbe-
rin oder der Bewerber eine Frist, verzichtet sie oder er auf die Wiederholung oder genügt ihre oder seine 
Leistung ein zweites Mal nicht den Anforderungen, so ist das Habilitationsverfahren beendet. 

 

§ 4 Habilitationsantrag  

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Habilitation und damit der Eröffnung des Habilitationsverfahrens ist schrift-
lich an die Dekanin oder den Dekan der Fakultät für Mathematik und Physik zu richten. In dem Antrag hat 
die Bewerberin oder der Bewerber anzugeben, für welches Fachgebiet oder Fach sie oder er die Lehrbefug-
nis erwerben will.  

(2) Dem Antrag auf Zulassung zur Habilitation müssen beigefügt werden: 

1. ein Lebenslauf mit Darstellung des persönlichen und beruflichen Werdegangs, 

2. eine beglaubigte Kopie der Promotionsurkunde,  

3. sonstige akademische Urkunden und Zeugnisse in beglaubigter Form, 

4. ein vollständiges Verzeichnis der wissenschaftlichen Veröffentlichungen mit je einer Kopie der fünf 
bedeutsamsten wissenschaftlichen Veröffentlichungen, 

5. eine Übersicht über die bisherige wissenschaftliche Lehrtätigkeit, 

6. die Habilitationsschrift oder andere wissenschaftliche Veröffentlichungen gemäß § 3 Abs. 3 in 
fünffacher Ausfertigung, 

7. je eine Zusammenfassung in deutscher und englischer Sprache, 

8. eine Erklärung über bisher unternommene Habilitationsversuche, 

9. ein polizeiliches Führungszeugnis, das nicht älter als ein Jahr ist und eine Mitteilung über anhängige 
Strafverfahren, 

10. eine Erklärung der Bewerberin oder des Bewerbers, dass bei der Anfertigung der schriftlichen 
Habilitationsleistung kein wissenschaftliches Fehlverhalten im Sinne der Richtlinie der Gottfried 
Wilhelm Leibniz Universität Hannover zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis in der jeweils 
gültigen Fassung vorliegt, 

11. drei Themenvorschläge für den wissenschaftlichen Vortrag mit Kolloquium mit kurzer Beschreibung; 
die Themen sollen hinreichend  weit vom Thema der Habilitationsschrift entfernt sein.  

12. ein Themenvorschlag für die studiengangsbezogene Lehrveranstaltung. 

(3) Der Antrag und die Anlagen verbleiben nach Abschluss des Verfahrens bei der Fakultät. 

(4) Über den Antrag auf Zulassung zur Habilitation sind die habilitierten oder gleichwertig qualifizierten Mit-
glieder der Fakultät zu informieren.  

 

§ 5 Habilitationskommission 

(1) Die Habilitationskommission besteht aus der Dekanin oder dem Dekan sowie mindestens sechs weiteren 
stimmberechtigten Mitgliedern aus dem Kreis der habilitierten oder gleichwertig qualifizierten Mitglieder der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover. In der Mehrheit sollen die stimmberechtigten Mitglieder der 
Habilitationskommission aus der habilitierenden Fakultät kommen. Darüber hinaus nehmen je ein Mitglied 
der Mitarbeitergruppe und ein Mitglied der Studierendengruppe der Fakultät an den Sitzungen der Habilitati-
onskommission mit beratender Stimme teil. Die Dekanin oder der Dekan führt stimmberechtigt den Vorsitz. 
Die Dekanin oder der Dekan kann sich durch ein anderes habilitiertes oder gleichwertig qualifiziertes Mit-
glied des Dekanats vertreten lassen. Die Habilitationskommission kann weitere Personen als beratende Mit-
glieder zu ihren Sitzungen zulassen. 

(2) Die für die Habilitationsschrift bestellten Gutachterinnen und Gutachter sind zu Mitgliedern der Kommis-
sion zu bestellen. Habilitierte oder gleichwertig qualifizierte Mitglieder und Angehörige der Fakultät können 
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an der Durchführung der Habilitation stimmberechtigt mitwirken, wenn sie innerhalb von zwei Wochen nach 
der Eröffnung des Habilitationsverfahrens der Dekanin oder dem Dekan schriftlich mitteilen, dass sie ihr 
Stimmrecht ausüben wollen. Die Beschlussfähigkeit der Kommission wird durch die Abwesenheit der stimm-
berechtigten Mitglieder nach Satz 1 und 2 nicht berührt.  

(3) Die Habilitationskommission trifft die nach dieser Habilitationsordnung erforderlichen Entscheidungen, 
sofern sie nicht durch diese Ordnung der Dekanin oder dem Dekan oder dem Fakultätsrat zugewiesen sind. 
Die Habilitationskommission tagt nichtöffentlich. Die Mitglieder der Habilitationskommission sind zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet.  

(4) Die Habilitationskommission ist beschlussfähig, wenn die Sitzung ordnungsgemäß einberufen wurde und 
soweit die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Stellt der Vorsitz Beschlussunfähigkeit 
fest, lädt er zu einer erneuten Sitzung ein, die ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder be-
schlussfähig ist. Ein Beschluss kommt zustande, wenn die Zahl der Jastimmen die Zahl der Neinstimmen 
übersteigt. Abstimmungen in der Habilitationskommission erfolgen namentlich. Stimmenthaltungen sind nicht 
zulässig. Entscheidungen können auch im Umlaufverfahren getroffen werden, sofern nicht ein stimmberech-
tigtes Mitglied widerspricht. Auswärtige Gutachterinnen oder Gutachter können ihre Stimme schriftlich abge-
ben. Beschlüsse der Habilitationskommission sind zu protokollieren. Im Übrigen regelt die Kommission ihre 
Arbeitsweise selbständig. 

 

§ 6 Eröffnung des Habilitationsverfahrens 

(1) Die Dekanin oder der Dekan prüft die gemäß § 4 von der Bewerberin oder dem Bewerber vorgelegten 
Unterlagen auf Vollständigkeit und beruft den Fakultätsrat zur Bestellung der Mitglieder einer Habilitations-
kommission ein.  

(2) Die Habilitationskommission entscheidet aufgrund des Berichts der Dekanin oder des Dekans und an-
hand der vorgelegten Unterlagen über die Eröffnung oder Nichteröffnung des Habilitationsverfahrens.   

(3) Eine Ablehnung der Eröffnung des Habilitationsverfahrens ist der Bewerberin oder dem Bewerber von 
der Dekanin oder dem Dekan schriftlich und mit einer Begründung und einer Rechtsbehelfsbelehrung verse-
hen mitzuteilen. Eine Eröffnung des Habilitationsverfahrens ist den habilitierten und gleichwertig qualifizier-
ten Mitgliedern und Angehörigen der Fakultät mitzuteilen.  

(4) Solange der Dekanin oder dem Dekan noch kein Gutachten im Sinne des § 7 vorliegt, kann die Bewerbe-
rin oder der Bewerber ohne Angaben von Gründen vom Verfahren zurück treten. Als Zeitpunkt des Rücktritts 
gilt der Eingang des Rücktrittsgesuchs bei der Dekanin oder dem Dekan der Fakultät. 

(5) Das Habilitationsverfahren soll insgesamt eine Dauer von einem Jahr nicht überschreiten.  

 

§ 7 Begutachtung der schriftlichen Habilitationsleistung 

(1) Wird das Habilitationsverfahren eröffnet, bestellt die Habilitationskommission mindestens zwei externe, 
habilitierte oder gleichwertig qualifizierte Gutachterinnen oder Gutachter zur Beurteilung der schriftlichen 
Habilitationsleistung. Weitere Gutachterinnen oder Gutachter können bestellt werden. Zur Gutachterin oder 
zum Gutachter kann nur bestellt werden, wer die durch die Habilitationsschrift angestrebte Lehrbefugnis, die 
Lehrbefugnis eines fachnahen Gebiets oder Spezialkenntnisse zur Beurteilung besonderer Aspekte der Ha-
bilitationsschrift besitzt. Die Frist für die Erstellung der Gutachten beträgt in der Regel drei Monate. Bei Frist-
überschreitung kann eine neue Gutachterin oder ein neuer Gutachter bestellt werden.  

(2) Die Gutachten müssen auf Grundlage der eigenen, unmittelbaren und vollständigen Kenntnisnahme der 
Habilitationsschrift eine fachwissenschaftliche Beurteilung enthalten sowie zu einer schlüssigen Bewer-
tungsentscheidung über die Annahme oder Ablehnung der Arbeit führen. Die Gutachten sind eingehend zu 
begründen.  

(3) Die Gutachten sowie die schriftliche Habilitationsleistung werden den Mitgliedern der Habilitationskom-
mission und den Mitgliedern des Fakultätsrates durch Auslage im Dekanat oder anderweitig bekannt gege-
ben. Eine Sitzung der Habilitationskommission zur Entscheidung über die schriftliche Habilitationsleistung 
darf erst nach Ablauf einer zweiwöchigen Einsichtnahmefrist erfolgen.    

 

§ 8 Entscheidung über die schriftliche Habilitationsleistung 

(1) Über die Annahme oder die Ablehnung der Habilitationsschrift entscheidet die Habilitationskommission 
aufgrund aller eingereichten schriftlichen Gutachten.   
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(2) Die fachwissenschaftlichen Gutachten haben, sofern sie übereinstimmen, die Vermutung fachlicher Rich-
tigkeit für sich. Ihre Richtigkeitsvermutung kann nur durch ebenfalls fachwissenschaftlich fundierte Gegen-
gutachten erschüttert werden, welche schriftlich abzufassen sind.  

(3) Die Habilitationskommission setzt mit der Annahme der schriftlichen Habilitationsleistung einen Termin 
für die studiengangsbezogene Lehrveranstaltung sowie deren Thema fest. An den Vorschlag der Habilitan-
din oder des Habilitanden ist sie nicht gebunden. Der Termin und das Thema werden der Habilitandin oder 
dem Habilitanden mindestens zwei Wochen vorher mitgeteilt. 

 

§ 9 Studiengangsbezogene Lehrveranstaltung 

Die studiengangsbezogene Lehrveranstaltung findet hochschulöffentlich statt und dauert in der Regel 45 
Minuten. Über den Erfolg der Lehrveranstaltung entscheidet die Habilitationskommission in nichtöffentlicher 
Sitzung. Wird die studiengangsbezogene Lehrveranstaltung als Habilitationsleistung angenommen, legt die 
Habilitationskommission den Termin und das Thema für den wissenschaftlichen Vortrag mit anschließendem 
Kolloquium fest. Sie wählt aus den drei von der Habilitandin oder dem Habilitanden vorgeschlagenen The-
men eines für den wissenschaftlichen Vortrag aus. Der Termin und das Thema werden der Habilitandin oder 
dem Habilitanden spätestens 2 und frühestens 3 Wochen vorher mitgeteilt.   

 

§ 10 Vortrag und Kolloquium  

Wissenschaftlicher Vortrag und Kolloquium sind hochschulöffentlich und dauern in der Regel jeweils 45 Mi-
nuten. Den Vorsitz führt die Dekanin oder der Dekan. Die Entscheidung über die Annahme oder Ablehnung 
der Habilitationsleistung erfolgt durch die Mitglieder der Habilitationskommission in nichtöffentlicher Sitzung. 

 

§ 11 Vollzug der Habilitation und Antrittsvorlesung 

(1) Im Anschluss an das Kolloquium entscheidet die Habilitationskommission über die Habilitation und die 
Festlegung der Lehrbefugnis.  

(2) Soll die Habilitation vollzogen werden, wird die Habilitandin oder der Habilitand zur Abhaltung einer öf-
fentlichen Antrittsvorlesung innerhalb eines Jahres nach Annahme der Habilitationsleistungen durch die Ha-
bilitationskommission mit einem selbst gewählten Thema aufgefordert. Die Mitglieder und Angehörigen der 
Hochschule werden hierzu auf ortsübliche Weise eingeladen. Die Antrittsvorlesung dauert 45 Minuten. 

(3) Im Anschluss an die Antrittsvorlesung wird der Habilitandin oder dem Habilitanden die Habilitationsur-
kunde durch die Dekanin oder den Dekan überreicht. Die Urkunde soll das Thema der Habilitationsschrift 
und das Fachgebiet oder Fach, für das die Lehrbefugnis erworben wird, bezeichnen. Die Urkunde wird auf 
den Tag des wissenschaftlichen Vortrags datiert. Durch die Aushändigung der Habilitationsurkunde wird die 
Habilitation vollzogen und die Lehrbefugnis erteilt.  

(4) Die Erteilung der Lehrbefugnis berechtigt zur Führung des Titels „Privatdozentin“ oder „Privatdozent“ 
(PD); der Doktorgrad kann um einen auf die Habilitation hinweisenden Zusatz ergänzt werden (habil.).  

 

§ 12 Akteneinsicht 

Nach Abschluss des Verfahrens ist der Habilitandin oder dem Habilitanden innerhalb eines Jahres auf An-
trag Akteneinsicht auch in die erstellten Gutachten zu gewähren.  

 

§ 13 Veröffentlichung der Habilitationsschrift 

(1) Die Privatdozentin oder der Privatdozent muss die Habilitationsschrift innerhalb eines Jahres nach der 
Annahme der Habilitationsleistungen gemäß den Richtlinien der TIB/UB der Gottfried Wilhelm Leibniz Uni-
versität Hannover  veröffentlichen, sofern dies nicht schon vorher geschehen ist. Die Veröffentlichung kann 
durch Sonderdruck oder durch Aufnahme der Habilitationsschrift in eine Fachzeitschrift erfolgen. Die Veröf-
fentlichung muss als Habilitationsschrift gekennzeichnet werden.  

(2) Ein Exemplar der veröffentlichten Habilitationsschrift ist bei der Dekanin oder dem Dekan einzureichen. 
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§ 14 Rechtsstellung der Privatdozentin oder des Privatdozenten, Titellehre 

(1) Die Privatdozentin oder der Privatdozent ist berechtigt und verpflichtet, in Abstimmung mit der Fakultät in 
dem Fachgebiet oder Fach der Habilitation regelmäßig eigene selbständige Lehrveranstaltungen an der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover unentgeltlich durchzuführen (Titellehre). Der Umfang der 
Titellehre beträgt in der Regel eine Lehrveranstaltungsstunde pro Semester; auf begründeten Antrag kann 
die Dekanin oder der Dekan vorübergehend Ausnahmen zulassen. Selbständige Lehrtätigkeit auf Grund von 
Lehraufträgen wird auf diese Verpflichtung angerechnet; nicht angerechnet werden Lehrveranstaltungen, die 
im Rahmen eines sonstigen Beschäftigungsverhältnisses, gleich aus welchem Rechtsgrund, erbracht wer-
den. 

(2) Durch die Habilitation wird kein Anspruch auf einen Arbeitsplatz, auf eine Vergütung, auf eine Anstellung 
oder eine Berufung begründet.  

(3) Rechte und Pflichten aus einem eventuell bestehenden Dienstverhältnis zur Gottfried Wilhelm Leibniz 
Universität werden durch die Lehrtätigkeit nicht berührt. Die Erteilung der Lehrbefugnis stellt keine Betrau-
ung mit der selbständigen Vertretung eines Faches in Forschung und Lehre an der Gottfried Wilhelm Leibniz 
Universität Hannover dar.  

 

§ 15 Umhabilitation 

Bei fachnaher Lehrbefugnis kann auf Antrag eine Umhabilitation von einer anderen wissenschaftlichen 
Hochschule erfolgen. Hierbei sind die früher erbrachten Habilitationsleistungen in der Regel anzurechnen. 
Die Entscheidung trifft eine über die Umhabilitation einzusetzende Habilitationskommission. Die Umhabilita-
tion wird in einer Urkunde bestätigt. Im Übrigen sind die Vorschriften dieser Habilitationsordnung sinngemäß 
anzuwenden. Die Entscheidung soll der anderen Hochschule mitgeteilt werden.  

 

§ 16 Erweiterung der Lehrbefugnis 

(1) Die Lehrbefugnis kann auf Antrag der Privatdozentin oder des Privatdozenten auf andere Fachgebiete 
oder Fächer, die in die Zuständigkeit der betreffenden Fakultät fallen,  erweitert werden. Die Erweiterung der 
Lehrbefugnis setzt besondere wissenschaftliche Leistungen in diesen Fachgebieten oder Fächern voraus, 
die in der Regel durch entsprechende Veröffentlichungen nachgewiesen werden müssen.  

(2) Zur Entscheidung über den Antrag wird eine Habilitationskommission eingesetzt. Für das Verfahren gel-
ten die Regelungen der §§ 2 bis 13 entsprechend. 

(3) Die Erweiterung der Lehrbefugnis wird in einer Urkunde bestätigt. 

 

§ 17 Erlöschen, Rücknahme und Widerruf der Lehrbefugnis 

(1) Die Lehrbefugnis erlischt durch schriftlich erklärten Verzicht, mit Berufung auf eine Professur an eine 
andere wissenschaftliche Hochschule oder mit einer Umhabilitation. 

(2) Die Lehrbefugnis kann widerrufen werden, wenn die Privatdozentin oder der Privatdozent wegen einer 
vorsätzlichen Handlung zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr rechtskräftig verurteilt worden 
ist. Darüber hinaus kann die Lehrbefugnis widerrufen werden, wenn die Privatdozentin oder der Privatdozent 
der Verpflichtung zur Titellehre gemäß § 14 Abs.1 nicht nachkommt. 

(3) Die Erteilung der Lehrbefugnis kann zurückgenommen werden, wenn sich nachträglich herausstellt, dass 
die Privatdozentin oder der Privatdozent über wesentliche Voraussetzungen für die Erteilung getäuscht hat 
oder diese durch unvollständige Angaben erlangt hat.   

(4) Die Feststellung nach Abs. 1 trifft die Dekanin oder der Dekan. Die Entscheidung nach den Absätzen 2 
und 3 trifft der Fakultätsrat nach Anhörung der Privatdozentin oder des Privatdozenten.   

(5) In den Fällen der Absätze 2 und 3 darf nach dem Verlust der Lehrbefugnis die Bezeichnung Privatdozen-
tin oder Privatdozent sowie der auf die Habilitation hinweisende Zusatz  nicht mehr geführt werden. Die Ha-
bilitationsurkunde muss zurückgegeben werden oder wird eingezogen.   

 

§ 18 Verleihung des Titels „außerplanmäßige Professorin“ oder „außerplanmäßiger Professor“ 

(1) Das Präsidium kann auf begründeten Antrag der Fakultät und nach Stellungnahme des Senats auf der 
Grundlage zweier Gutachten, darunter mindestens ein auswärtiges Gutachten, anderen Personen als  
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Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren, die die Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und 
Professoren erfüllen, den akademischen Titel „außerplanmäßige Professorin“ oder „außerplanmäßiger Pro-
fessor“ verleihen, wenn sie die Voraussetzungen des Absatz 3 erfüllen.  

(2) Voraussetzung ist der Antrag eines Instituts auf Verleihung des Titels „außerplanmäßige Professorin“ 
oder „außerplanmäßiger Professor“ an eine bestimmte dem Institut angehörende Person, gerichtet an das 
Dekanat. In dem Antrag ist die längerfristige Einbindung der entsprechenden Wissenschaftlerin oder des 
Wissenschaftlers darzustellen. Außerdem sind dem Antrag ein Lebenslauf der Wissenschaftlerin oder des 
Wissenschaftlers, die Zusammenstellung ihrer oder seiner aktuellen und bereits durchgeführten Lehrveran-
staltungen, ein Publikationsverzeichnis und die Promotions- und Habilitationsurkunde in beglaubigter Form 
beizufügen. Für den Fall, dass eine Person keinem Institut angehört, erfolgen Antrag und Stellungnahme 
direkt durch das Dekanat. 

(3) In der Person der Wissenschaftlerin oder des Wissenschaftlers, der oder dem der Titel „außerplanmäßi-
gen Professorin“ oder „außerplanmäßigen Professors“ verliehen werden soll, müssen folgende Vorausset-
zungen gegeben sein:  

a) die Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen oder Professoren sind erfüllt, 

b) eine Habilitation in  einem in der Fakultät vertretenen Fach, 

c) eine nachgewiesene mindestens zweijährige bzw. viersemestrige  erfolgreiche wissenschaftliche Lehrtä-
tigkeit an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover nach der Habilitation, 

d) eine deutliche Weiterentwicklung der eigenständigen Forschungsarbeiten während der Zeit der Lehrtätig-
keit muss sichtbar sein, so dass die Wissenschaftlerin oder der Wissenschaftler für eine Berufung auf eine 
W2- bzw. W3-Professur geeignet erscheint,e) die Wissenschaftlerin oder der Wissenschaftler soll Mitglied 
der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover sein. 

(4) Das Dekanat prüft, gegebenenfalls unter Hinzuziehung fachnaher Personen, den Antrag. Sind die An-
tragsvoraussetzungen und die Voraussetzungen in der Person der Wissenschaftlerin oder des Wissen-
schaftlers gegeben, so wird in der folgenden Fakultätsratssitzung eine Kommission eingesetzt, der die Ge-
schäftsführende Leitung des antragstellenden Instituts sowie zwei weitere Professorinnen oder Professoren 
der Fakultät angehören. Für den Fall, dass die Person keinem Institut angehört, besteht die Kommission aus 
drei hauptberuflichen Professorinnen oder Professoren der Fakultät. Die Dekanin oder der Dekan ist stimm-
berechtigtes Mitglied in der Kommission kraft seines Amtes.  Diese Kommission bestellt im Regelfall mindes-
tens zwei Gutachterinnen oder Gutachter, darunter mindestens eine auswärtige Gutachterin oder einen 
auswärtigen Gutachter, und verfasst einen ausführlichen Bericht zur Würdigung der Person. Aufgrund des 
vorgelegten Berichts und der erstellten Gutachten beschließt der Fakultätsrat über die Stellung des Antrags 
an das Präsidium zur Verleihung des Titels „außerplanmäßige Professorin“ oder „außerplanmäßiger Profes-
sor“. 

(5) Der akademische Titel „außerplanmäßige Professorin“ oder „außerplanmäßiger Professor“ wird nur für 
die Dauer der Wahrnehmung von Aufgaben in der Lehre  im Umfang von mindestens einer Lehrveranstal-
tungsstunde an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover verliehen. § 14 gilt entsprechend.   

(6) Außerplanmäßige Professorinnen und Professoren sind verpflichtet, den Titel in der vollständigen Fas-
sung bzw. mit der Abkürzung apl. zu verwenden.  

 

§ 19 Berechtigung zur Führung des Titels „außerplanmäßige Professorin“ oder „außerplanmäßiger 
Professor“ durch Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren  

Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren, deren Leistungen gemäß § 30 Abs. 4 Satz 2 NHG erfolgreich 
evaluiert und begutachtet wurden und die nach Beendigung ihres Dienst- oder Beschäftigungsverhältnisses 
nicht als Professorin oder Professor weiterbeschäftigt werden, sind berechtigt, den Titel „außerplanmäßige 
Professorin“ oder „außerplanmäßiger Professor“ zu führen, solange sie regelmäßig Aufgaben in der Lehre 
im Umfang von mindestens einer Lehrveranstaltungsstunde an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität 
Hannover wahrnehmen. § 14 gilt entsprechend. Die Berechtigung erlischt, sobald ein Dienst- oder Beschäf-
tigungsverhältnis als Professorin oder als Professor aufgenommen wird.  

 

§ 20 Verfahrensvorschriften 

(1) Die Entscheidungen der Habilitationskommission sind der Antragstellerin oder dem Antragsteller jeweils 
unverzüglich durch die Dekanin oder den Dekan bekannt zu geben. Belastende Verwaltungsakte nach  
dieser Habilitationsordnung sind schriftlich zu begründen und müssen mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 
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versehen bekannt gegeben werden. Gegen eine Entscheidung, der die Bewertung einer Habilitationsleistung 
zugrunde liegt, kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung Widerspruch bei der De-
kanin oder dem Dekan eingelegt werden.  

(2) Über den Widerspruch entscheidet der Fakultätsrat unter Beachtung des Verfahrens nach Abs. 3. 

(3) Der Fakultätsrat leitet den Widerspruch der Habilitationskommission zur Überprüfung zu. Ändert diese 
die Bewertung antragsgemäß ab, so hilft der Fakultätsrat dem Widerspruch ab. Anderenfalls überprüft er die 
Entscheidung aufgrund der Stellungnahme der Habilitationskommission insbesondere darauf, ob 

a) das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 

b) allgemeingültige Bewertungsgrundsätze beachtet worden sind, 

c) bei der Bewertung durchweg von zutreffenden Tatsachenbehauptungen ausgegangen worden ist, 

d) sich die Habilitationskommission nicht von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 

 

§ 21 Schlussvorschriften 

Diese Habilitationsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Verkündungsblatt der Gottfried  
Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. Gleichzeitig tritt die Habilitationsordnung der Universität  
Hannover vom 09.12.1996 für die Fakultät für Mathematik und Physik außer Kraft; sie ist weiter anzuwenden 
für alle Bewerberinnen und Bewerber, die ihren Antrag auf Zulassung zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ser Habilitationsordnung bereits gestellt haben.  
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C. Hochschulinformationen 
 
 
 
Der Fakultätsrat der Naturwissenschaftlichen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 
16.03.2011 die nachfolgende Neufassung der Institutsordnung für das Institut für Pflanzenkrankheiten und Pflanzen-
schutz beschlossen. Das Präsidium hat die Ordnung am 13.04.2011 genehmigt. Sie tritt am Tage nach ihrer hochschul-
öffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 
 
 

Neufassung der Institutsordnung für das Institut für Pflanzenkrankheiten und Pflanzenschutz 
 
 
§ 1 Aufgaben und Gliederung  

(1)  Das Institut für Pflanzenkrankheiten und Pflanzenschutz (engl.: Institute of Plant Diseases and Plant 
Protection (IPP)) ist eine wissenschaftliche Einrichtung der Leibniz Universität Hannover. Es erfüllt 
die Aufgaben der Hochschule in Forschung, Lehre, Weiterbildung und Dienstleistungen innerhalb 
der Studiengänge Gartenbauwissenschaften, Pflanzenbiotechnologie, Biologie der Pflanzen und  
International Horticulture.  

(2)  Eine Aufteilung von Planstellen und Sachmitteln ist nicht vorgenommen. 
 

§ 2 Leitung, Wahlen, Amtszeiten 

(1)  Die Leitung des Instituts obliegt dem Vorstand, der sich aus den Mitgliedern der Hochschullehrer-
gruppe und einem Mitglied aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
zusammensetzt. Je eine Mitarbeiterin oder Mitarbeiter aus dem Bereich Technik und Verwaltung 
des Instituts nehmen beratend an den Vorstandssitzungen teil. 

(2) Die Mitglieder des Vorstands wählen aus ihrer Mitte ein Mitglied zur geschäftsführenden Leiterin 
oder zum geschäftsführenden Leiter. Die geschäftsführende Leitung übt gleichzeitig den Vorsitz des 
Vorstandes aus, vertritt das Institut nach außen und führt die laufenden Geschäfte.  

(3) Der Vorstand tagt mindestens einmal im Jahr. Die Sitzungen sind von der geschäftsführenden Lei-
tung einzuberufen. 

(4)  Die Amtszeiten betragen zwei Jahre und beginnen jeweils am 1. April.  
 

§ 3 Verwaltung und Verwendung der Ausstattung  

(1) Der Vorstand entscheidet über die Verteilung der verfügbaren Mittel des Instituts. Er trägt dafür Sor-
ge, dass bei der Mittelverteilung die Verpflichtungen in der Lehre und die Forschungstätigkeiten je-
des Mitglieds der Hochschullehrergruppe angemessen berücksichtigt werden. Über die Verwendung 
der Mittel, die von der Fakultät direkt den Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern zugewiesen 
werden, hat der Vorstand nicht zu entscheiden. Über die Verwendung von Drittmitteln entscheidet 
im Rahmen der Bewilligungsbedingungen und der Landesvorschriften das Mitglied der Hochschul-
lehrergruppe, das sie eingeworben hat. Bei gemeinschaftlich eingeworbenen Drittmitteln entschei-
den die beteiligten Mitglieder in gegenseitiger Absprache. 

(2) Der Vorstand koordiniert die Verwendung der personellen, räumlichen und apparativen Ressourcen 
des Instituts. Berufungs- und Bleibezusagen bleiben davon unberührt. 

(3) Der Vorstand koordiniert das Lehrangebot des Instituts. 
(4) Dem Vorstand obliegt die Aufgabe der Internetdarstellung des Instituts.  
 

§ 4 Inkrafttreten  

 Diese Institutsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Verkündungsblatt in Kraft. 
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